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Stellungnahme zum Vorschlag der SPD-Fraktion im hessischen Landtag 

 

Der Vorschlag der SPD für die Novellierung des Gleichberechtigungsgesetzes ist sehr ausführlich. Er 
beschreibt die Aufgaben, deren Durchführung und die Rechte der Frauenbeauftragten. 

Die Umsetzung des Gesetzes ist Pflicht für alle Beschäftigten, insbesondere für die mit Leitungs- und 
Vorgesetztenfunktion auf allen Hierachieebenen. 

Auch die Umsetzung von Bestandteilen des AGG wird verstärkend in den Gesetzentwurf 
aufgenommen. Besonders zu erwähnen sind die im § 16 festgelegten Sanktionen. 

Auf die Rahmenbedingungen für Einstellungsverfahren wird sehr differenziert eingegangen, so dass 
die Verfahren zukünftig in allen Bereichen gleich ablaufen werden. 

Das Anrecht Arbeitsbedingungen, Präsenzzeiten (8. Abschnitt) aushandeln zu können, um Beruf und 
Familie gut zu vereinbaren ist eine positive Steigerung gegenüber dem geltenden Gesetz. Auch das 
Recht auf befristete Reduzierung der Arbeitszeit und das Angebot von vorrübergehender Arbeit 
während der Beurlaubung ist aus unserer Sicht positiv. 

Die klarere Regelung bezüglich Teilbarkeit von Stellen, besonders auch der Stellen mit Vorgesetzten- 
und Leitungsfunktion ist begrüßenswert und notwendig, um den Anteil von Frauen an Vorgesetzten- 
und Leitungsfunktionen zu erhöhen. 

Die Muss-Bestimmung bei Gremienbesetzungen macht deutlich, dass geschlechtergerecht besetzte 
Gremien für eine gendergerechte Arbeit wichtig sind. 

Das direkte Zugangsrecht zu Fachministerium, Aufsichtsbehörde und Sachverständigen ist vorbildlich 
geregelt. 

Karin Ehrentraut 
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